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A N F R A G E von Beat Badertscher (FDP, Zürich) und Lucius Dürr (CVP, Zürich)  

 
betreffend Elektronische Medien im Kanton Zürich  
________________________________________________________________________ 
 
 
Die Entwicklungen in der Zeitungslandschaft im Kanton Zürich weisen seit einiger Zeit die 
Gefahr von Monopol- oder Oligopolbildungen auf, welche grosse Auswirkungen auf die poli-
tische, kulturelle und gesellschaftliche Entwicklung haben könnten. Innerhalb der letzten zwei 
Jahre haben die Landzeitungen Zürichsee-Zeitung, Zürcher Oberländer, Zürcher Unterländer 
und Neues Bülacher Tagblatt ihre Unabhängigkeit verloren, nachdem sich die NZZ-Gruppe 
je zwischen 20 und 40 Prozent an ihnen beteiligen konnte. Seit dem 3. Oktober 2006 besteht 
für diese Zeitungen eine gemeinsame Mantelredaktion in Stäfa und die bisherigen Redaktio-
nen sind nur noch für das Lokale und den Sport zuständig. Auf der anderen Seite konnte 
sich die Tamedia im Jahr 2005 mit 20 Prozent am Winterthurer Landboten und sogar mit 100 
Prozent an der Thurgauer Zeitung beteiligen. Nachdem die NZZ-Gruppe bereits seit 20 Jah-
ren eine Mehrheit an der St. Galler Tagblatt AG hält, findet heute die Auseinandersetzung in 
der Ostschweiz statt. Am 6. November 2006 startete die Tamedia schliesslich ihre Regio-
nalsplits für die Stadt Zürich, das rechte Zürichseeufer, das Zürcher Oberland und das Zür-
cher Unterland, nachdem ein erster Regionalsplit am linken Zürichseeufer bereits 2005 auf 
den Markt kam. Es ist deshalb mit einer langen und hart geführten Auseinandersetzung um 
die Vorherrschaft im Medienbereich im Kanton Zürich und der Ostschweiz zu rechnen.  
 
Der starke Wettbewerb zwischen der Tamedia und der NZZ-Gruppe geht aber unterdessen 
weit über den Zeitungsbereich hinaus. Mit gemeinsamen Werbepools und Crossmedia-
Aktivitäten werden immer mehr auch die elektronischen Medien in den Dienst ihrer Mutter-
häuser und in den Verdrängungswettkampf einbezogen. Während die politischen Einfluss-
möglichkeiten bei den Printmedien gering sind, besteht bei den elektronischen Medien auf 
Grund der Frequenzzuteilungen durch den Bund eine Mitwirkungsmöglichkeit der Kantone 
bei der Festlegung der Radio- und Fernsehgebiete und bei der Vergabe der Konzessionen 
im Rahmen der Vernehmlassungen und Anhörungen des Bundesamts für Kommunikation 
BAKOM. Die Gesetzgebung im Radio- und Fernsehbereich ist Sache des Bundes, so dass 
letztlich die Gebiete und Konzessionen durch den Bund nach übergeordneten Interessen be-
stimmt werden. Trotzdem hat der Kanton Zürich in den letzten Jahren mehrfach wichtige 
Stellungnahmen abgegeben und so die Gebietszuteilungen bei Radio und Fernsehen positiv 
im Sinne der Meinungsvielfalt beeinflussen können.  
 
 
Im Rahmen der zurzeit sich in der Vernehmlassung befindlichen Vorschläge für die Radio- 
und TV-Versorgungsgebiete stellen wir dem Regierungsrat die folgenden Fragen:  
 
1. Durch die Entwicklung der letzten Jahre ist die Konzentration im Zeitungsbereich im 

Kanton Zürich weit fortgeschritten.  
 

Wie beurteilt der Regierungsrat diese Entwicklung in Bezug auf die Sicherung der Medi-
en- und Meinungsvielfalt zur politischen Information und Meinungsbildung unserer Be-
völkerung?  

 
2. Die Beratungen des neuen Radio- und Fernsehgesetzes haben das Thema Medienviel-

falt – neben der Rolle der SRG und dem Gebührensplitting – zu einem wichtigen Thema 
gemacht. National- und Ständerat haben Massnahmen gegen die Medienkonzentration 
beschlossen, welche den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung verunmögli-
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chen sollen. Zusätzlich wurden Schranken beim Besitz von Konzessionen und im Fall 
von mehreren Bewerbungen für den Erhalt der Konzessionen eingebaut. Im Kanton Zü-
rich sind seit dem Kauf von Radio 24 und Tele Züri durch die Tamedia und seit der Be-
teiligung der NZZ-Gruppe an der Zürichsee-Zeitung, welche ihrerseits Radio Zürisee be-
herrscht, nur noch Radio Top und Tele Top mit einem Aktionariat von über 100 Aktionä-
ren von den grossen Verlagshäusern unabhängig.  
 

Ist der Regierungsrat bereit, sich dafür einzusetzen, dass die Bestimmungen des Radio- 
und Fernsehgesetzes im Kanton Zürich schon bei der Festlegung der Radio- und TV-
Versorgungsgebiete einbezogen werden?  

 
3. Die bisherigen Versorgungsgebiete der UKW-Radios von Radio 24, Energy Zürich, Ra-

dio Zürisee und Radio Top umfassten die Versorgung ihrer Kerngebiete Stadt Zürich, 
Zürichsee bzw. Winterthur. Der Entwurf des BAKOM vom 23. Oktober 2006 vergrössert 
die Versorgungsgebiete der drei erstgenannten Sender auf den ganzen Kanton Zürich 
und den Kanton Glarus. Hingegen soll der Winterthurer/Ostschweizer Veranstalter Radio 
Top kein Gegenrecht im Kanton Zürich erhalten. Radio Top hat seit dem Zusammen-
schluss von Radio Eulach, Radio Thurgau und Radio Wil im Jahr 1998 ein Programm-
konzept gewählt, das politische, kulturelle, wirtschaftliche und sportliche Themen der 
mittleren Städte Bülach, Effretikon, Kloten, Uster und Winterthur ins Zentrum seiner Be-
richterstattung stellt. Es sind uns Stellungnahmen aus diesen Städten bekannt, welche 
zeigen, dass die Leistungen von Radio Top und Tele Top sehr geschätzt werden. Die 
Stadtregierungen setzen sich wegen der Erfüllung des Leistungsauftrags und wegen der 
Stärkung der Medienvielfalt für eine Ausdehnung der Sendegebiete von Radio Top und 
Tele Top in den ganzen Kanton Zürich ein.  
 

Ist der Regierungsrat bereit, in seiner wichtigen Stellungnahme zu den Versorgungsge-
bieten sich für mindestens gleiche Spiesse des von den grossen Verlagshäusern unab-
hängigen Radio Top einzusetzen und damit den ganzen Kanton Zürich für das Versor-
gungsgebiet Winterthur-Ostschweiz zu fordern?  

 
4. Der Entwurf der TV-Versorgungsgebiete sieht eine Ausdehnung des für Tele Züri vorge-

sehenen Versorgungsgebiets Zürich mit Programmfenstern nach Schaffhausen und Gla-
rus vor. Das für Tele Top geplante Versorgungsgebiet Ostschweiz soll umgekehrt nicht 
in den ganzen Kanton Zürich ausgedehnt und sogar um den Kanton Schaffhausen und 
die Bezirke Höfe und March im Kanton Schwyz reduziert werden. Damit wird ausge-
rechnet der marktmächtigste Veranstalter weiter gestärkt und der unabhängige Veran-
stalter Tele Top entscheidend geschwächt. Im Fall Schaffhausen ist dies noch weniger 
nachvollziehbar, als von 2002-2005 sowohl das UVEK als nach einer Beschwerde auch 
das Bundesgericht wegen der Sicherung der Medienvielfalt in Schaffhausen die Auf-
schaltung von Tele Top in Schaffhausen durchsetzten.  
 

Ist der Regierungsrat des Kantons Zürich unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der 
Medienvielfalt bereit, eine Stellungnahme zu Gunsten der Ausdehnung des TV-
Versorgungsgebiets Ostschweiz auf den ganzen Kanton Zürich und der Beibehaltung 
des Kantons Schaffhausen abzugeben und dieses gleichzeitig in das Versorgungsgebiet 
Zürich-Ostschweiz umzubenennen?  

 
 Beat Badertscher  
 Lucius Dürr 


